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Vorwort 

Timesharing kann für die Beteiligten ein Segen oder ein Flucht sein, je nachdem, 

auf welche rechtlichen Vorgaben sie treffen und an welche Geschäftspartner sie 

geraten. Das gilt besonders im internationalen Bereich. Die vorliegende Arbeit will 

deshalb dazu beitragen, die kollisionsrechtliche Problematik des timesharing über-

schaubar zu machen und handhabbare Anknüpfungsregeln zu finden. 

Die Untersuchung wurde im Wintersemester 1992/93 von der Fakultät für Rechts-

wissenschaft der Universität Bielefeld als Dissertation angenommen. Vorarbeiten 

konnten während eines Studienaufenthaltes 1990/91 an der University of California 

at Berkeley erstellt werden. Literatur und Rechtsprechung wurden bis Juni 1993 

nachgetragen. 

Ich danke Herrn Professor Dr. H. Schack, LL.M. für die Betreuung der Arbeit und 

für die Anregungen und Ermutigungen, die ich schon als Student in Bonn und später 

als sein wissenschaftlicher Mitarbeiter in Bielefeld von ihm erfahren habe. 

Der Studienstiftung des deutschen Volkes in Bonn danke ich für die unkomplizier-

te Gewährung eines Promotionsstipendiums. Großen Dank richte ich auch an die 

Studienstiftung ius vivum in Dormagen, von der ich einen großzügigen Zuschuß zu 

den Druckkosten erhielt. 

Für die Aufnahme der Arbeit in diese Schriftenreihe danke ich Herrn Professor Dr. 

J. Kropholler. 

Zweibrücken, Juli 1993 M. Böhmer 
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1. Teil: Einleitung 

"Timesharing is a remarkable gimmick." Dieser Satz aus einer US-amerikanischen 

Gerichtsentscheidung des Jahres 19811 spiegelt ein auch heute noch weit verbreitetes 

Vorurteil gegen timesharing wider. Er stammt aus einer Zeit, in der die timesharing-

Branche wegen unseriöser Vermarktungspraktiken und mitunter betrügerischer 

Machenschaften öffentliche Aufmerksamkeit erregte und sogar in die Schlagzeilen 

rückte. Inzwischen sind viele Mißstände beseitigt, aber um das timesharing ist es 

dennoch nicht ruhiger geworden. Seine wirtschaftliche Bedeutung und seine inter-

nationalen Verflechtungen haben vielmehr seither weltweit ständig zugenommen, und 

so stellt sich immer eindringlicher die Frage: Welchem Recht untersteht das 

timesharing? 

A. Grundstruktur des timesharing 

Timesharing ist die zeitliche Aufteilung der Nutzungsberechtigung an einem 

Gegenstand unter mehreren Personen. Jeder Nutzungsberechtigte ist während einer 

periodisch wiederkehrenden Zeitspanne zur ausschließlichen Nutzung des Gegen-

stands berechtigt. Insbesondere Ferienhäuser und Ferienwohnungen werden auf diese 

Weise von mehreren Personen zeitlich aufeinanderfolgend genutzt. 

Die wirtschaftliche Idee des timesharing ist, daß jeder Berechtigte (timesharer) ein 

Nutzungsrecht (timesharing-Anteil) nur insoweit erwirbt, als er den Gegenstand 

(timesharing-Objekt) auch tatsächlich nutzen kann und will, andererseits aber auch 

die Kosten für Anschaffung und Unterhaltung unter den timesharem aufgeteilt 

1 Laguna Royal Owners Ass'n v. Darger, 119 Cal.App.3d 670, 689, 174 Cal.Rptr. 136, 148 (1981); 
das Zitat entstammt dem Sondervotum von J. Gardner. 
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werden. Der Grund für die rapide wachsende Bedeutung des timesharing liegt darin, 

daß auf dieser Grundlage der finanzielle Aufwand für den einzelnen auf einen Bruch-

teil dessen absinkt, was für ungeteilten Erwerb und Unterhaltung des Nutzungs-

objekts aufzuwenden wäre und dadurch auch teure Luxusgüter für einen großen 

Interessentenkreis erschwinglich werden. 

Als timesharing-Objekte bieten sich deshalb alle Gegenstände an, die für den 

einzelnen Interessenten in Anschaffung und Unterhaltung zu teuer wären und von 

ihm auch gar nicht voll ausgenutzt werden könnten, deren Nutzung aber zeitlich 

gestaffelt auf mehrere Personen aufgeteilt werden kann2. Deshalb kommen neben 

den weitweit an erster Stelle stehenden Ferienimmobilien sehr vielfältige Nutzungs-

gegenstände als timesharing-Objekte in Betracht. So werden z.B. Produktionsstätten, 

Ausstellungsgebäude, Konferenzzentren und sogar Campingstellplätze und Parkplätze 

auf timesharing-Basis genutzt3. Auch bei der Nutzung beweglicher Sachen wie 

Wohnmobilien und Wohnwagen, Hausbooten, Schiffen und Segelyachten, Flugzeu-

gen und Kraftfahrzeugen, aber auch Computeranlagen, Produktionsmaschinen und 

Reitpferden wird timesharing geschaffen4. Periodisch wiederkehrende Nutzungsrech-

te werden weiterhin an Sachgesamtheiten begründet, wie z.B. Büchereien und ganzen 

Aufnahmestudios5. Auch die zeitlich gestaffelte Nutzung von Immaterialgütern, etwa 

Urheber- und Patentrechten, ist möglich, wenn auch international nicht weit ver-

breitet. 

Die Idee des timesharing ist nicht neu. So sind Gerichtsentscheidungen in Frank-

reich aus der ersten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts nachgewiesen, in denen 

eine Fabrik und eine Mühle auf der Grundlage von timesharing genutzt wurden6. 

Die Corte d'Appello Genua hatte 1914 über einen Fall zu entscheiden, in welchem 

Miteigentümer die Nutzung eines Wasserlaufs periodisch wiederkehrend unterein-

2 Henze, § 2.08. 
3 Schaaff, ZIP 1984, 908, 908; Schalch, S. 8 f.; Schober, DB 1985, 1513. 
4 Barron, Tulane L.Rev. 58 (1984), 863, 866; Gralka, S. 7; Kohlhepp, S. 2; Ontario Law Reform 

Commission, S. 89. 
5 Henze, § 2.08. 
6 Nachweise bei Hellmann, S. 1 Fn 6. 
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ander aufgeteilt hatten7. Aber auch das im deutschen Recht überkommene Konzept 

einer Genossenschaft zur gemeinschaftlichen Anschaffung und zeitlich aufgeteilten 

Nutzung von Gegenständen des landwirtschaftlichen oder gewerblichen Betriebs (vgl. 

§ 1 1 Nr. 6 GenG) stellt eine Form des timesharing dar. Belebt wurde die 

timesharing-Branche weltweit in den letzten Jahrzehnten durch einen wahren 

timesharing-Boom bei Ferienimmoblien in den USA8. Von dieser Entwicklung 

emporgehoben, wurde das timesharing auch in den Urlaubsländern Südeu-ropas in 

den letzten 20 bis 30 Jahren populär. 

Der Begriff "timesharing" stammt aus der Computerindustrie9. Unter ihm wird 

heute eine große Anzahl rechtlicher Konstruktionen zusammengefaßt, die sich 

erheblich voneinander unterscheiden. Die deutsche Übersetzung des Begriffs mit 

"Teilzeiteigentum"10 ist deshalb ebenso irreführend wie der französische Terminus 

"multipropriété". Manche timesharing-Formen vermitteln gar kein Eigentum oder 

sonstiges dingliches Recht, sondern schaffen nur obligatorische Nutzungsrechte. Drei 

Grundtypen lassen sich unterscheiden: 

(1) dinglich ausgestaltetes timesharing, bei dem einem timesharer eine dingliche 

Mitberechtigung am timesharing-Objekt in Form von Miteigentum oder einem 

sonstigen dinglichen Recht übertragen wird; 

(2) zweiseitig schuldvertraglich ausgestaltetes timesharing, das auf der Grundlage 

eines zweiseitigen Schuldvertrags (insbes. Miete und Pacht) zur periodisch wieder-

kehrenden Nutzung berechtigt; und 

(3) gesellschaftsrechtlich ausgestaltetes timesharing, bei dem der timesharer sein 

Nutzungsrecht von einer rechtsfähigen oder nichtrechtsfähigen Gesellschaft ableitet, 

deren Mitglied er ist. 

Die Zuordnung einer bestimmten Konstruktion zu einem dieser Grundtypen liegt 

nicht immer auf der Hand. So wird beispielsweise die Untersuchung der in Groß-

7 Nachweis bei v.Hülst, S. 15. 
8 Vgl. Schober, DB 1985, 1513, 1513. 
9 Dubord, Maine L.Rev. 32 (1980), 181, 181 Fn 5; Reiser, S. 2; Schober, DB 1985, 1513, 1513. 
10 So Europ. Pari, Dok. A2-0199/88, S.3; Kohlhepp, S. 6. 
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britannien verbreiteten "timesharing club schemes" ergeben, daß es sich dabei 

keineswegs durchgängig um gesellschaftsrechtliche Konstruktionen handelt Vielmehr 

werden darunter auch dingliche und zweiseitig schuldvertragliche Gestaltungsformen 

gefaßt11. 

Die drei Grundtypen des timesharing unterscheiden sich voneinander durch charak-

teristische Eigenschaften. Während die dinglichen Gestaltungsformen dadurch 

hervorstechen, daß sie dem timesharer durch die Einräumung eines dinglichen Rechts 

eine verhältnismäßig starke Stellung im Verhältnis zu Dritten einräumen, zeichnen 

sich zweiseitig schuldvertragliche Formen durch ein besonderes Maß an Flexibilität 

aus. Das Nutzungsobjekt muß hier ebensowenig von Anfang an genau bestimmt sein 

wie Dauer und Termin der einzelnen Nutzungsperiode (sog. floating timesharing). 

Diese Offenheit geht jedoch einher mit einer nur obligatorischen Nutzungsbefugnis 

des timesharer, die Dritten gegenüber grundsätzlich keine Wirkungen entfaltet. 

Gesellschaftsrechtliche Formen wiederum weisen je nach Ausgestaltung Charak-

terzüge der einen oder der anderen Art auf. 

Timesharing wird auf zweierlei Wegen geschaffen. Es entsteht zum einen aufgrund 

der Eigeninitiative der Nutzungsberechtigten, die sich zusammentun, um das 

timesharing-Objekt gemeinsam zu erwerben (z.B. zu Miteigentum oder als Gesell-

schaftsvermögen) und die Nutzung zeitlich und Kosten und Lasten anteilig unterein-

ander aufzuteilen. 

Beispiel 1: Sechs Hamburger Geschäftsleute erwerben gemeinsam ein kleines 

Ferienhaus auf Gran Canaria "zu Miteigentum". Jeder Mitberechtigte soll das Ferien-

haus für eine bestimmte Zeitspanne jährlich (z.B. jeweils April und Mai) benutzen 

dürfen. Die laufenden Kosten werden gleichmäßig verteilt, nutzungsabhängige 

Kosten (Strom, Wasser) hat jeder timesharer allein zu tragen. Es wird femer verein-

bart, daß jeder Beteiligte das Haus für die ihm zustehende Nutzungsperiode entgelt-

lich oder unentgeltlich Dritten zur Nutzung überlassen darf. 

11 Vgl. unten S. 48 f., 146, 206 f. 
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Praktisch weitaus bedeutsamer ist der zweite Weg, daß ein professioneller Anbieter 

periodisch wiederkehrende Nutzungsrechte an timesharing-Objekten vermarktet. 

Selten wirkt es sich dabei auf den Anschaffungspreis für einen timesharing-Anteil 

aus, welche der drei Grundtypen für das timesharing-Projekt gewählt wurde12. 

Beispiel 2: Eine in der Schweiz ansässige Aktiengesellschaft hält das Volleigentum 

an Ferienanlagen, die in der Schweiz, Deutschland, Frankreich, Spanien und den 

USA belegen sind. Die AG verkauft ihre Aktien an die timesharer, welche vermittelt 

über ihre Mitgliedschaft periodisch wiederkehrende Nutzungsberechtigungen an den 

gesellschaftseigenen Ferienanlagen erhalten. Die AG übernimmt die Verwaltung der 

Anlagen und bietet einen Reinigungsservice für die Appartmentwohnungen an. 

Weiterhin unterhält sie innerhalb der Ferienanlagen Restaurantbetriebe und eröffnet 

den timesharern gegen ein geringfügiges zusätzliches Entgelt die Möglichkeit, einen 

nahe gelegenen Golfplatz und das ebenfalls von ihr betriebene Hallenbad zu benut-

zen. 

Einen wachsenden Kundenstamm haben auch Unternehmen erlangt, die sich auf 

die Vermittlung und Durchführung des Tauschs von timesharing-Anteilen speziali-

siert haben13. Durch den Anschluß an einen solchen Tauschpool erreicht der 

timesharer völlige Unabhängigkeit von bestimmten timesharing-Objekten und Nut-

zungsperioden; das für einen solchen Tausch verlangte Honorar kann jedoch stattlich 

sein. 

Angesichts der großen praktischen Bedeutung, die das timesharing insbesondere 

bei der Nutzung von Ferienimmobilien erlangt hat, haben zahlreiche Staaten ver-

schiedene Formen des timesharing spezialgesetzlich geregelt, so etwa die meisten 

US-Bundesstaaten und einige europäische Länder. Im deutschen Recht allerdings 

fehlen Spezialregelungen zum timesharing gänzlich. Während sich jedoch die Son-

derregelungen in den Rechten der US-amerikanischen Bundesstaaten in zunehmen-

dem Maße auf alle drei Grundtypen des timesharing (dingliches, zweiseitig schuld-

12 Arnold, J. of Urban and Contemporary L. 27 (1984), 215, 237. 
13 Ausführlich dazu Edmonds, S. 51 ff.; Schalch, S. 39 ff. und 263 ff. 
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vertragliches und gesellschaftsrechtliches timesharing) beziehen, ist es für die euro-

päischen Kodifikationen typisch, daß sie Spezialvorschriften jeweils nur für eine 

Gestaltungsform des timesharing enthalten. So betreffen das portugiesische und das 

türkische timesharing-Gesetz das dinglich ausgestaltete timesharing, in Griechenland 

finden sich Sonderbestimmungen zum zweiseitig schuldvertraglichen timesharing, 

und das französische timesharing-Gesetz befaßt sich mit gesellschaftsrechtlichen Ge-

staltungsformen. Der Grund dafür liegt darin, daß das US-amerikanische Rechts-

system weit o f fener und f lexibler ist als die kont inentaleuropäischen 

Rechtsordnungen, in denen sich regelmäßig jeweils nur ein Grundtyp des timesharing 

am Markt durchsetzen konnte. 

Aus dem Jahre 1988 stammt ein Vorstoß des Ausschusses für Rechte und Bürger-

rechte des Europäischen Parlaments zur EG-weiten Vereinheitlichung des Rechts 

über das timesharing14. Diesen Vorstoß hat das Europäische Parlament in seiner 

Entschließung vom 13. Oktober 1988 "zu der Notwendigkeit, die Gesetzeslücke im 

Bereich des Teilzeiteigentums ("Time-Sharing") zu schließen"15, aufgegriffen. Wie 

schon der Ausschuß für Rechte und Bürgerrechte16 betont auch das Europäische 

Parlament in seiner Entschließung, daß eine Stärkung des Verbraucherschutzes im 

Bereich des timesharing dringend erforderlich sei. Im Hinblick auf die Schaffung 

eines einheitlichen Wirtschaftsraums sei zudem eine Harmonisierung der nationalen 

Rechte auf dem Gebiet des timesharing wünschenswert, was auch generell der 

Fremdenverkehrswirtschaft der Mitgliedstaaten zugute käme17. 

Aufgrund dieser Entschließung legte die Kommission am 2. Juli 1992 den "Vor-

schlag für eine Richtlinie des Rates zum Schutz der Erwerber bei Verträgen über die 

Nutzung von Immobilien als Teilzeiteigentum"18 vor, die von den Mitgliedstaaten 

bis spätestens 31. Dezember 1994 umgesetzt werden soll (Art. 12). Entsprechend der 

14 Europ. Pari, Dok. A2-0199/88. 
15 EG-ABI. 1988 C 290, S. 148 f. 
16 Europ. Pari., Dok. A2-0199/88, S. 6, 9, 14 f. 
17 EG-ABI. 1988 C 290, S. 148 f. 
18 EG-ABI. 1992 C 222, S. 5 ff. 
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Entschließung des Europäischen Parlaments sind Sachrechtsvereinheitlichung und 

Stärkung des Verbraucherschutzes die Hauptziele des Richtlinienvorschlags, wobei 

die Richtlinie nur einen Mindeststandard an Verbraucherschutz gewährleisten soll 

(Art. 11). Nach Aufbau und Regelungsgegenstand ähnelt der Richtlinienentwurf stark 

den US-amerikanischen Kodifikationen zum timesharing19. Er befaßt sich aus-

schließlich mit timesharing an Immobilien, definiert den timesharing-Vertrag aber 

weit als jeden Vertrag, "durch den ein Verkäufer einem Erwerber gegen Zahlung 

eines bestimmten Preises ein dingliches Immobiliarrecht oder ein sonstiges Nut-

zungsrecht an einer Immobilie für einen bestimmten Zeitraum des Jahres, der nicht 

weniger als eine Woche betragen darf, und dies für eine Mindestanzahl von drei 

Jahren, überträgt oder zu übertragen sich verpflichtet" (Art. 2). Erfaßt werden also 

alle Gestaltungsformen des timesharing an Immobilien. Die geplante Richtlinie soll 

die Mitgliedstaaten zum Erlaß von Rechtsvorschriften verpflichten, die den Verkäufer 

von timesharing-Anteilen dazu verpflichtet, timesharing-Anteile grundsätzlich nur 

lastenfrei zu übertragen (Art. 3 I Buchst, b) und den timesharern ein Recht auf 

Nutzung aller anlageneigenen Einrichtungen, wie etwa Tennis- und Golfplätzen oder 

Schwimmbädern zu gewähren (Art. 3 I Buchst, c). Außerdem soll den timesharern 

ein Recht auf Beteiligung an Entscheidungen betreffend das timesharing-System 

sowie die Verwaltung und Instandsetzung der Immobilie eingeräumt werden (Art. 3 

I Buchst, d). Der Verkäufer hat außerdem die ordnungsgemäße Fertigstellung der 

Bauten sicherzustellen und im Fall der Nichtfertigstellung geleistete Vorauszahlungen 

zurückzuerstatten (Art. 3 II). Die Mitgliedstaaten müssen zudem Berechnungsgrund-

lagen für eine gerechte Verteilung der laufenden Nutzungs- und Erhaltungskosten der 

timesharing-Anlage erlassen (Art. 4 Nr. 2) und den Verkäufer zu genauer und 

umfassender Information potentieller Erwerber verpflichten (Art. 5, 6). Jeder 

timesharing-Vertrag unterliegt der Schriftform (Art. 6); dem timesharer soll ein 

befristetes gesetzliches Rücktrittsrecht eingeräumt werden (Art. 7). Abweichende 

Vereinbarungen zulasten des timesharers soll nicht möglich sein (Art. 8). 

19 Vgl. oben S. 29 ff. 
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In Art. 9 gibt der Richtlinienentwurf zudem kollisionsrechtliche Vorgaben. So 

sollen diejenigen nationalen Verbraucherschutzbestimmungen, die von den Mitglied-

staaten in Umsetzung der Richtlinie erlassen werden, unabhängig vom im übrigen 

aufgrund subjektiver oder objektiver Anknüpfung maßgeblichen Recht gelten, wenn 

die timesharing-Immobilie in einem Mitgliedstaat belegen ist oder wenn der 

timesharer seinen gewöhnlichen Aufenthalt in einem Mitgliedstaat hat und der 

Abschluß des timesharing-Vertrages eine in der Vorschrift näher bezeichnete enge 

Beziehung zu diesem Mitgliedstaat hat. 

In der Tat werden die kollisionsrechtlichen Untersuchungen in dieser Arbeit erge-

ben, daß dem Verbraucherschutz beim timesharing auf kollisionsrechtlicher Ebene 

Rechnung getragen werden muß. Allerdings sollte beim Immobiliar-timesharing der 

Verbraucherschutz nur an den Belegenheitsort des timesharing-Objekts angeknüpft 

werden und das auch nur im Rahmen dinglicher und zweiseitig schuldvertraglicher, 

nicht aber im Rahmen gesellschaftsrechtlicher Gestaltungsformen20. Abgesehen von 

dieser Einschränkung erscheinen die mit dem Richtlinienentwurf ins Auge gefaßten 

Regelungen aber sinnvoll und ausgewogen, so daß eine Inkraftsetzung der Richtlinie 

zu einem möglichst frühen Zeitpunkt wünschenswert erscheint. 

B. Die kollisionsrechtliche Problematik 

Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ist die Frage, welches Recht auf die 

im Rahmen des timesharing auftretenden Rechtsfragen anzuwenden ist. Untersucht 

werden soll also nicht, wie das auf den Erwerb eines timesharing-Anteils gerichtete 

Schuldverhältnis (z.B. der Kaufvertrag) anzuknüpfen ist, sondern allein, welchem 

Recht die Verhältnisse der am timesharing beteiligten Personen (also zwischen 

Anbieter und timesharern und zwischen timesharem untereinander) und ihr Verhält-

nis zu Dritten unterliegen. 

20 Vgl. unten S. 94 ff., 156 ff., 244 ff. 
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I. Bestimmung des Anknüpfungsgegenstandes 

Eine kollisionsrechtliche Untersuchung muß stets bei der Bestimmung des An-

knüpfungsgegenstandes ansetzen. Dessen Eingrenzung ist im vorliegenden Zusam-

menhang dadurch erschwert, daß es sich bei dem Begriff "timesharing" nicht um 

einen festgefügten Rechtsbegriff handelt, sondern um einen Sammelbegriff, unter 

dem verschiedene Rechtskonstruktionen zusammengefaßt werden und der auch 

sachrechtlich im deutschen Recht nicht vorgezeichnet ist. Für die Bestimmung des 

Anknüpfungsgegenstands im Rahmen dieser kollisionsrechtlichen Untersuchung 

erscheint es deshalb geboten, einerseits die rechtlichen Wesenselemente des 

timesharing zusammenzutragen und sie so offen zu halten, daß alle Konstruktionen 

erfaßt werden, andererseits aber die rechtstatsächlichen Grenzen des timesharing, wie 

sie sich weltweit in der rechtlichen Praxis ergeben, in die Bestimmung mit einfließen 

zu lassen. Unter den Anknüpfungsgegenstand "timesharing" fallen damit Rechts-

gebilde mit folgenden Eigenschaften21: 

- Beim timesharing werden Nutzungsrechte an einer Sache, Sachgesamtheit oder 

einem Recht geschaffen. 

- Das Nutzungsrecht kehrt periodisch wieder, wobei Nutzungsobjekt und Nut-

zungszeitraum entweder im voraus fixiert oder später zu bestimmen sind. 

- Während der Nutzungsperiode berechtigt das timesharing zur ausschließlichen 

Nutzung des timesharing-Objekts. 

- Timesharing entsteht nur auf rechtsgeschäftlicher Grundlage. 

- Die Schaffung der einzelnen Nutzungsrechte ist auf Dauer angelegt. 

- Das Nutzungsrecht kann grundsätzlich Dritten entgeltlich oder unentgeltlich zur 

Ausübung überlassen werden, ist veräußerlich und vererblich. 

- Das Nutzungsrecht kann dinglicher oder schuldrechtlicher Natur sein. 

- Die Nutzungsberechtigten werden anteilig an den Kosten und Lasten der An-

schaffung und Verwaltung des timesharing-Objekts beteiligt. 

21 Ähnlich Europ. Pari, Dok. A2-0199/88, S. 7; Schalch, S. 13 ff. 
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Mit dieser Begriffsbestimmung werden bewußt bestimmte Formen periodisch 

wiederkehrender Nutzungsrechte vom Anknüpfungsgegenstand ausgenommen. So ist 

es etwa in vielen Rechten technisch möglich, beschränkte dingliche Rechte zu 

schaffen, die zur periodisch wiederkehrenden Nutzung einer Sache berechtigen, die 

aber nicht veräußerlich und vererblich sind (z.B. der Nießbrauch im deutschen 

Recht). Solche Gestaltungsformen mögen zwar eine gewisse rechtssystematische 

Nähe zum timesharing aufweisen. Im In- und Ausland ist es jedoch unüblich, solche 

Nutzungsberechtigungen unter den Begriff "timesharing" zu fassen22. 

II. Meinungsstand 

Geschriebene Kollisionsregeln zum timesharing fehlen bislang im Inland wie im 

Ausland. Auch Gerichtsentscheidungen, die auf die Frage der Anknüpfung des 

timesharing eingehen, sind - soweit ersichtlich - bislang nicht ergangen23. Dürftig 

ist zudem die Auseinandersetzung der Literatur mit diesem Problem. So findet sich 

vielfach nur der Hinweis, die drei Grundtypen des timesharing seien entsprechend 

den allgemeinen Grundsätzen des IPR anzuknüpfen: dingliche Konstruktionen seien 

nach der lex rei sitae zu beurteilen, auf zweiseitig schuldvertragliche Gestaltungs-

formen seien Art. 27 ff. EGBGB anwendbar und für gesellschaftsrechtliches 

timesharing gelte das Gesellschaftsstatut (Sitzrecht)24. 

Als einziger hat sich bislang Gralka mit der Problematik intensiver auseinanderge-

setzt25. Der Autor erwägt die gesonderte Anknüpfung aller beim timesharing auf-

22 Vgl. Edmonds, S. 5 f., 9 ff.; Gralka, S. 1 f. 
23 Zu der Entscheidung des OLG Hamm, DB 1985, 2400, zur Anknüpfungsfrage in einem Teilbe-

reich, auf die das Gericht jedoch nicht weiter eingeht, ausführlich unter S. 115 f. 
24 Kohlhepp, RIW 1986, 176, 180; MünchKommIMartiny, Art. 28 EGBGB, Rn 125; Sckaaff, ZIP 

1984, 908, 909; Schober, FS Weitnauer, S. 83, 87; ders., DB 1985, 1513, 1513; so auch für das 
Schweiz. Recht, Schalch, S. 302 ff. 

25 Gralka, S. 127 - 139. 
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